
Spendenkonto BUND LV Sachsen e.V. 
GLS Gemeinschaftsbank eG 
IBAN DE84 4306 0967 1162 7482 00  
BIC    GENODEM1GLS 

Geschäftskonto BUND LV Sachsen e.V. 
GLS Gemeinschaftsbank eG 
IBAN DE57 4306 0967 1162 7482 01  
BIC    GENODEM1GLS 
 

Vereinsregister 
Chemnitz VR 783  
Steuernummer 
215/140/00740 

Der BUND ist ein anerkannter Verbraucher- 
schutzverband sowie eine anerkannte 
Umwelt-  und Naturschutzvereinigung i.S.d. 
UmwRG. Spenden und Mitgliedsbeiträge sind 
steuerab zugsfähig, Erbschaften und 
Vermächtnisse an den BUND sind 
erbschaftssteuerbefreit. 

 

      

Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland  
Landesverband Sachsen e.V. 
 
Landesgeschäftsstelle 
Straße der Nationen 122 
09111 Chemnitz 
Tel. +49 0371 301 477 

 
info@bund-sachsen.de 
www.bund-sachsen.de 
 
Bearbeitung: 
J. Sickel | K. Vogel 
 
Chemnitz, 7. April 2026 

 
BUND LV Sachsen e.V., Straße der Nationen 122, 09111 Chemnitz 
 
 
 
 

Stadt Zwickau 
Amt für Umwelt und Stadtplanung 
PF 20 06 33 
08009 Zwickau 
 
umweltundstadtplanung@zwickau.de 
 
 
 

Ihr Zeichen: 36-45-08/00-26                        Schreiben vom 24.02.2026 
 

Stellungnahme zur Neufassung der Gehölzschutzsatzung der Stadt Zwickau 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Der BUND Sachsen bedankt sich für die Möglichkeit zur nachträglichen Beteiligung an der Neufassung 
der Satzung zum Schutz des Gehölzbestandes in der Stadt Zwickau (GehölzSchS) vom 04.07.2025 
Stellung zu nehmen. Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Stadt Zwickau mit der neuen Satzung den 
Gehölzschutz auf eine modernisierte Grundlage stellt und damit auf die erweiterten kommunalen 
Gestaltungsmöglichkeiten nach § 19 SächsNatSchG sowie auf praktische Vollzugserfahrungen 
reagiert. Vor dem Hintergrund der Klima‑, Biodiversitäts‑ und Gesundheitskrise ist ein wirksamer Schutz 
des städtischen Baumbestands aus Sicht des BUND ein zentrales Handlungsfeld kommunaler 
Umweltpolitik. 
 
Wir erkennen die positiven Elemente der neuen Satzung an, sehen aber an einigen Stellen Ergänzungs- 
und Präzisierungsbedarf, um den Schutzzweck des § 1 GehölzSchS und die Zielsetzungen von Bundes- 
und Landesnaturschutzrecht noch besser zu erreichen. 
 
1. Positiv zu würdigende Regelungen 

Die Satzung gilt für das gesamte Stadtgebiet und stellt Laubbäume (außer Obstbäume, aber 
einschließlich Walnuss, Wildobst, Esskastanie und Baumhasel) sowie freiwachsende Laubhecken ab 2 
m Höhe und 15 m Länge unter Schutz (§ 2, § 3 Abs. 2). Positiv ist, dass diese Gehölzgruppen stadtweit 
einheitlich erfasst werden. Damit werden insbesondere auch Laubbäume auf bebauten Grundstücken 
einheitlich erfasst, was gegenüber früheren Rechtslagen einen wichtigen Fortschritt darstellt. Positiv 
hervorzuheben sind ferner die einheitliche Definition des Wurzelbereichs mit 1,5 m Schutzsaum, der 
Verweis auf DIN 18920, ZTV‑Baumpflege und R SBB bei Bau‑ und Erdarbeiten sowie der verankerte 
Beratungsanspruch für Eigentümer und Nutzungsberechtigte (§ 4 Abs. 4, § 7). 
Diese Elemente bilden eine tragfähige Grundlage, auf der aus naturschutzfachlicher Sicht gezielte 
Ergänzungen und Präzisierungen sinnvoll erscheinen. 
 
2. Schutzumfang: Nadelgehölze, Sträucher und Hecken 

Die Satzung nimmt Nadelgehölze und freiwachsende Sträucher grundsätzlich aus dem Schutz aus, 
obwohl § 19 SächsNatSchG seit 2021 einen deutlich erweiterten kommunalen Gestaltungsspielraum 
eröffnet. Aus naturschutzfachlicher und klimaanpassungsbezogener Sicht leisten jedoch auch große 
Nadelbäume, strukturreiche Strauchbestände und niedrigere Hecken wesentliche Beiträge zu 
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Biodiversität, Verschattung, Kühlung und Luftreinhaltung im Siedlungsraum. Andere sächsische 
Kommunen wie Leipzig und Dresden, ebenso die GALK‑Musterbaumschutzsatzung, erfassen deshalb 
typischerweise auch Nadelbäume, Hecken und größere Sträucher unter bestimmten Schwellenwerten. 
Weiterhin sind derzeit Laubbäume ab 100 cm Stimmumfang geschützt. Fachlich ist ein derart hoher 
Schwellenwert jedoch kritisch, weil: Bäume zwischen etwa 30 und 100 cm Umfang bereits relevante 
ökologische und klimatische Funktionen haben (Beschattung, Kühlung, Lebensraum) und die 
Nachfolgegeneration der großen Bäume ohne Schutz nachwachsen muss. Bei starker 
Nutzungskonkurrenz im Siedlungsraum ist gerade diese „mittlere“ Klasse gefährdet. 
 
Der BUND regt an, den Schutzumfang der Zwickauer Satzung wie folgt zu erweitern: 
 

• Aufnahme eines – zumindest selektiven – Schutzes für Nadelbäume ab einem definierten 
Stammumfang (z.B. 100 cm), ggf. mit Ausnahme typischer kurzlebiger Koniferen in intensiven 
Nutzgärten. 

 

• Schutz von Hecken und Gebüschen bereits ab geringerer Höhe und Länge (z.B. Hecken ab 1 m 
Höhe und 5 m Länge, überwiegend aus heimischen Gehölzarten, Solitärsträucher ab 4 m Höhe), 
orientiert an Regelungen in Leipzig/Dresden und der GALK‑Mustersatzung, um insbesondere 
strukturreiche, artenreiche Kleinstrukturen zu sichern. 

 

• Möglichkeit, besonders wertvolle Einzelgehölze (egal ob Laub- oder Nadelgehölz, auch 
Obstbäume) durch Einzelfeststellung als besonders geschützte Gehölze zu deklarieren. 
 

• Absenkung des Schwellenwerts für den Schutz von Laubbäumen von derzeit 100 cm auf 60 
cm Stammumfang, um die ökologisch bedeutsame Nachfolgegeneration großkroniger Bäume 
wirksam zu erfassen 

 
3. Verfahren: Anzeige, Fiktionsfrist und Artenschutz 

Zentraler Verfahrensmechanismus ist die Anzeige von Eingriffen mit einer Drei-Wochen-Frist, nach 
deren Ablauf die Maßnahme bei fehlender Reaktion der Stadt als zulässig gilt (§ 5 Abs. 3, 4). Dieses 
Modell setzt eine sehr zuverlässige und personell gut ausgestattete Bearbeitung voraus. Andernfalls 
besteht die Gefahr, dass der Schutzzweck faktisch durch Nichtbearbeitung unterlaufen wird. Positiv ist, 
dass die Satzung die Fiktionswirkung bei gleichzeitigen artenschutzrechtlichen Befreiungen und im 
bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren ausdrücklich ausschließt (§ 5 Abs. 4 Satz 3). 
 
Aus Sicht des BUND erscheinen folgende Ergänzungen und Differenzierungen sinnvoll: 
 

• Einführung einer Möglichkeit, bei komplexen Anzeigen (mehrere Gehölze, möglicher 
Artenschutzbezug, baurechtlicher Kontext) die Drei-Wochen-Frist durch formlose Mitteilung 
auszusetzen, um eine fachlich angemessene Prüfung zu ermöglichen. 

 

• Klarstellung, dass die Zulässigkeitsfiktion nach § 5 Abs. 4 ausschließlich die Entscheidung nach 
der GehölzSchS betrifft und die Beachtung der artenschutzrechtlichen Verbote nach § 44 
BNatSchG und § 39 SächsNatSchG unberührt lässt. Die Anzeige ersetzt keine 
artenschutzrechtliche Prüfung oder Befreiung. Ergänzung eines Absatzes (z.B. § 5): 

o  „Die Zulässigkeit einer Maßnahme nach dieser Satzung entbindet nicht von der 
Beachtung artenschutzrechtlicher Verbote nach § 44 BNatSchG und § 39 
SächsNatSchG. Die Anzeige ersetzt nicht die ggf. erforderliche artenschutzrechtliche 
Prüfung oder Befreiung.“  
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• In der Begründung oder in Hinweisen zur Satzung sollte ergänzend erläutert werden, dass bei 
Habitatstrukturen wie Höhlenbäumen, alten Obstbäumen oder strukturreichen Hecken 
regelmäßig eine vertiefte artenschutzrechtliche Prüfung erforderlich ist. 

• Einführung spezieller Anforderungen im Baugenehmigungsverfahren, analog zu Dresden und 
zur GALK‑Mustersatzung, insbesondere: Pflicht zu Gehölzbestandsplänen, Erfassung 
geschützter Gehölze auf Nachbargrundstücken im Wirkbereich, Verknüpfung der 
Gehölzentscheidung mit der Baugenehmigung. 

 
4. Ersatzpflanzung und Ausgleichszahlung 

Die Regelung in § 6 legt einen 1:1‑Ersatz von Laubbäumen (mindestens 10 cm Stammumfang) und eine 
Ausgleichszahlung von 750 Euro pro Baum bei fehlender Pflanzmöglichkeit fest; für Hecken ist eine 
Ersatzpflanzung in gleicher Länge vorgesehen, alternativ die Pflanzung eines Laubbaums pro 
angefangene 10 m Heckenlänge. Diese pauschale Betrachtung lehnt sich zwar an politische 
Kompromisse an, bildet aber den ökologischen Wert großer, alter Bäume und strukturreicher Hecken nur 
unzureichend ab. Muster‑ und Großstadtsatzungen (GALK, Dresden, Leipzig) arbeiten deshalb mit 
abgestuften Ersatzpflanzungen bzw. Ausgleichsbeträgen in Abhängigkeit vom Stammumfang und 
betonen die besondere Bedeutung großkroniger Bäume. 
 
Der BUND schlägt daher vor: 
 

• Einführung eines gestaffelten Ersatz-/Ausgleichssystems nach Stammumfang, orientiert an der 
GALK‑Mustersatzung (z.B. ab bestimmten Durchmessern mehrere Ersatzbäume oder 
entsprechend höhere Ausgleichsbeträge). 

 

• Ergänzung, dass bei „besonders wertvollen Bäumen“ (Alter, Stammumfang, Habitatstrukturen) 
ein qualifizierter Ersatz über 1:1 hinaus erforderlich ist (z.B. mehrere Bäume, größere 
Pflanzqualitäten, zusätzliche Maßnahmen der Lebensstättenaufwertung). 

 

• Konkretisierung von § 6 Abs. 2 („ausreichende Durchgrünung“, „Verbesserung des 
verbleibenden Gehölzbestandes“) durch Kriterien, etwa Mindestzahl/Fläche, Strukturvielfalt und 
Altersklassen, um Ermessensentscheidungen nachvollziehbar und rechtssicher zu gestalten. 

 

• Festschreibung, dass Ausgleichsmittel vorrangig im betroffenen Stadtquartier und für 
langfristig gesicherte Pflanzungen (Straßenbäume, öffentliche Grünflächen) zu verwenden sind. 

 
5. Vollzug, Kontrollen und Sanktionierung 

Die Satzung ermöglicht Kontrollen und sieht Bußgelder bis 10.000 Euro vor (§ 9 Abs. 1–3). Aus Sicht 
des BUND ist entscheidend, dass diese Möglichkeiten tatsächlich genutzt werden, um die 
Glaubwürdigkeit der Satzung zu sichern. 
 
Zur Stärkung des Vollzugs regen wir an: 
 

• Ergänzung eines ausdrücklichen Paragraphen zur Folgenbeseitigung: Pflicht zur 
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes oder gleichwertiger Ersatzpflanzung bei 
unzulässigen Eingriffen, nach Vorbild der GALK Mustervorschrift und Dresden (§ 11). 

 

• Einführung eines jährlichen (ggf. kurz gehaltenen) Berichts über Anzeigen, Entscheidungen, 
Ersatzpflanzungen und Verwendung von Ausgleichsmitteln, um Transparenz und Akzeptanz 
bei Öffentlichkeit und Politik zu stärken. 
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6. Schlussbemerkung 

Der BUND Sachsen sieht in der Neufassung der Gehölzschutzsatzung der Stadt Zwickau einen wichtigen 
Schritt hin zu einem zeitgemäßen, im Lichte der Novelle des § 19 SächsNatSchG ausgestalteten 
kommunalen Gehölzschutz. Positiv hervorzuheben sind der einheitliche Schutz von Laubbäumen im 
Stadtgebiet, die klare Einbindung technischer Regelwerke, die verbindlichen Ersatzregelungen und der 
eingeführte Beratungsanspruch. 
 
Gleichzeitig halten wir es für notwendig, den Schutzumfang um Nadelgehölze und Strauchstrukturen zu 
ergänzen, das Anzeigeverfahren mit Fiktionswirkung in komplexen Fällen zu differenzieren und die 
Ersatz-/Ausgleichsregelungen nach Stammumfang und ökologischem Wert zu staffeln. Die 
vorgeschlagenen Anpassungen sind aus unserer Sicht mit vertretbarem Verwaltungsaufwand 
umsetzbar, rechtlich gut begründbar und stärken die Zielerreichung der Satzung als Instrument für 
Klimaanpassung, Biodiversität und Lebensqualität in der Stadt Zwickau. 
 
Wir bitten die Stadt Zwickau, die genannten Vorschläge in die weitere Überarbeitung der 
Gehölzschutzsatzung einzubeziehen und stehen für einen fachlichen Austausch gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


